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Deutscher Bundestag - 6. Wahlperiode 


Drufksadie VI/ 359 


Beschluß 


In der Wahlanfechtungssache - Az. 26/69 - der Frau 
Angelika Pluskwik, Zweibrücken 
gegen die Gültigkeit der Wahl zum 6. Deutschen 
Bundestag vom 28. September 1969 in der Stadt 


Zweibrücken 

hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung 

am beschlossen: 


Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 

Tatbestand 

1. Mit Schreiben vom 2. Oktober 1969 hat die Ein- 
spruchsführerin Einspruch gegen die Gültigkeit 
der Wahl zum 6. Deutschen Bundestag vom 
28. September 1969 in der Stadt Zweibrücken ein- 
gelegt. 

Zur Begründung führt sie aus: 

Sie habe trotz ihrer Bemühungen nicht an der 
Wahl zum 6. Deutschen Bundestag teilnehmen 
können. 

2. Der Ausschuß hat nach Prüfung der Sach- und 
Rechtslage beschlossen, gemäß § 6 Abs. la Nr. 3 
des Wahlprüfungsgesetzes (WPG) von der An- 
beraumung einer öffentlichen mündlichen Ver- 
handlung Abstand zu nehmen. 

Entscheidungsgründe 

Der Einspruch ist form- und fristgerecht beim Deut- 
schen Bundestag eingegangen und auch begründet 


worden, aber nicht zulässig. Gemäß § 2 Abs. 2 WPG 
kann Einspruch nur von einem Wahlberechtigten 
bzw. einer Gruppe von Wahlberechtigten eingelegt 
werden. Nach § 13 Nr. 1 des Bundeswahlgesetzes ist 
vom Wahlrecht ausgeschlos'sen, wer entmündigt ist 
oder unter vorläufiger Vormundschaft oder wegen 
geistiger Gebrechen unter Pflegschaft steht. 

Nach Mitteilung der Stadtverwaltung Zweibrücken, 
Wahlamt, wurde für die Einspruchsführerin am 
23. Oktober 1964 vom Vormundschaftsgericht Zwei- 
brücken die Pflegschaft angeordnet. Seit dieser Zeit 
sei die Einspruchsführerin vom Wahlrecht ausge- 
schlossen. Da die Einspruchsführerin somit am Tag 
der Bundestagswahl gemäß § 13 Nr. 1 BWG vom 
Wahlrecht ausgeschlossen war, war der Einspruch 
gemäß § 2 Abs. 2 WPG unzulässig. 

Der Einspruch war daher als unzulässig zurückzu- 
weisen. 

Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des 
Gesetzes über das Bundesverfassungsgericht vom 
12. März 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 243), der als 
Anlage beigefügt ist, unter den dort genannten Vor- 
aussetzungen Beschwerde beim Bundesverfassungs- 
gericht erhoben werden. Sie muß binnen eines 
Monats seit der Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages — — beim Bundesver- 

fassungsgericht eingegangen sein. 
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